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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 13 – Ministerium für Verkehr des 
Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 2023/2024 in seiner 22. Sitzung am 
24. November 2022 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 26. Oktober 2022 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dota-
tionen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 17/3503, soweit sie den Einzel-
plan 13 berührt. 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
13/1 bis 13/21, 13/23 bis 13/33 sowie der Entschließungsantrag 13/22 sind diesem 
Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Der Vorsitzende begrüßt den Minister für Verkehr und den Ministerialdirektor im 
Ministerium für Verkehr. 

Der Berichterstatter erklärt in seiner Berichterstattung einleitend, Mobilität sei 
ein ganz wichtiger Faktor für die Freiheit auch in Baden-Württemberg. Diese 
Mobilität solle klimaneutral werden. Dazu müssten das Verkehrsministerium und 
die Politik die Weichen richtig stellen. In diesem Rahmen bestünden ausgespro-
chen viele Aufgaben in den nächsten Jahren. Baden-Württemberg wolle bis 2040 
klimaneutral werden. Dazu gebe es auch ein Gutachten. Dieses besage, dass es 
bei den öffentlichen Verkehren innerhalb kürzester Zeit eine Verdopplung geben 
müsse, dass beim Schienengüterverkehr ein Anteil von 25 % erforderlich sei, dass 
es gelte, bei den reFuels voranzukommen sowie bei vielem anderen wie etwa bei 
Wasserstoff oder Carbon Capture and Storage. Je mehr dies nicht über Pipelines 
geschehe, desto mehr müsse auf der Schiene erfolgen. Hier gehe es also um eine 
enorme Aufgabenfülle, die das Verkehrsministerium, das für Mobilität zuständig 
sei, in ganz entscheidendem Maß mit prägen müsse.

Der Einzelplan 13 verfüge über ein Mittelvolumen von rund 2,52 Milliarden € im 
Jahr 2023 und 2,55 Milliarden € im Jahr 2024. Etwa die Hälfte der Mittel davon 
komme vom Bund.

Der Stellenplan des Verkehrsministeriums umfasse rund 525 Stellen. Nach einem 
stürmischen Aufwuchs in den vergangenen Jahren gebe es eine Konsolidierungs-
phase. Integriert worden sei die Abteilung 9 des Regierungspräsidiums Tübingen 
zur Mobilitätszentrale. 94 Stellen seien entsprechend in den Haushalt 2023/2024 
integriert worden. Daneben seien die Stellen für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des höheren Dienstes bei den Landratsämtern veranschlagt. Die 257 Stellen 
für den Straßenbau bei den Regierungspräsidien würden aus Kapitel 1304 – Stra-
ßenverkehr – finanziert.

Die ÖPNV-Offensive, das 49-€-Ticket und in Baden-Württemberg vor allem das 
Jugendticket, das 365-€-Ticket hätten viele beschäftigt. Selbstverständlich müsse 
dies alles finanziert werden. Das Land koste dies rund 300 Millionen €. Allein das 
Jugendticket koste über 100 Millionen €. Wenn jetzt das 49-€-Ticket des Bundes 
hinzukomme, würden weitere Mittel benötigt. Denn dies müsse das Land selbst 
stemmen und nach Abschluss der Bund-Länder-Verhandlungen aus der allgemei-
nen Rücklage entnehmen.

Der nächste Bereich betreffe die Förderung des Schienenverkehrs. Im Kapitel 
1303 – Öffentlicher Verkehr – Titelgruppe 86 – Zuschüsse zur Elektrifizierung, 
zum Ausbau von Bahnstrecken, sowie Schieneninfrastruktur insg., auch grenz-
überschreitend – seien Mittel für den Schienenverkehr und für den Schienen-
güterverkehr ausgebracht, die aus dem Sondervermögen Baden-Württemberg 21 
finanziert würden. Dieser Topf sei mit 500 Millionen € gefüllt. Die Mittel wür-
den beispielsweise für das Elektrifizierungsvorhaben Hochrheinbahn gebraucht, 
die teilweise auf Schweizer, teilweise auf deutschem Gebiet verlaufe. Deswegen 
könnten dort keine GVFG-Mittel eingesetzt werden. Dies gelte auch für alle Auf-
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gaben sonst, die den Schienengüterverkehr, neue Gleisanlagen für den Güterum-
schlag usw. anbelangten. Weil Stuttgart 21 abfinanziert sei, stünden die 500 Mil-
lionen € für andere Aufgaben wie Hochrheinbahn, Südbahn, Bodenseegürtelbahn, 
P-Option und dergleichen mehr zur Verfügung.

Es bestünden mehrere Möglichkeiten, den Schienenverkehr in Baden-Württem-
berg zu fördern. Dazu gehöre das GVFG-Bundesprogramm, dessen Mittel in den 
vergangenen Jahren aufgewachsen seien. Es sei ein großes Anliegen des Landtags 
und damit des Haushaltsgesetzgebers, diese Bundesmittel aus dem GVFG auch 
abzurufen. Dementsprechend sei dies in Kapitel 1303 Titelgruppe 93 – Zuweisun-
gen für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände – abgebildet.

Des Weiteren würden aus Haushaltsansätzen des Kapitels 1303 Titelgruppe 99 
– Sonstige Fördermaßnahmen im ÖPNV/SPNV sowie sonstige Maßnahmen im 
ÖPNV/SPNV – Projekte gefördert, von denen er hier nur die Wendlinger Kurve 
nennen wolle.

Für die Verkehrsleistungen im ÖPNV und SPNV würden 90 % der Regionalisie-
rungsmittel aufgewendet. Diese Regionalisierungsmittel des Bundes, die im Übri-
gen keine freiwillige Leistung des Bundes seien, sollten jetzt für Baden-Württem-
berg um etwa 117 Millionen € aufwachsen mit einer dreiprozentigen Dynamisie-
rung. Ohne den Schienenverkehr würden die Klimaziele definitiv nicht erreicht.

Zur Busförderung verweist der Berichterstatter auf Kapitel 1303 Titelgruppe 95 
– Förderung von Linienomnibussen –, wo für das Haushaltsjahr 2023  15,2 Mil-
lionen € ausgebracht seien. Zusammen mit den hier zur Verfügung stehenden 
Restmitteln sei die Etatisierung auskömmlich.

Die Infrastrukturförderung nach dem Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (LGVFG) sei in Kapitel 1303 Titelgruppe 94 – Infrastrukturförderung nach 
dem Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz – abgebildet. Hier gehe es um 
die Förderung von Straßenbahnstrecken, zentralen Omnibusbahnhöfen, Betriebs-
höfen. Auch dies seien wichtige Maßnahmen.

Beim Straßenverkehr gehe es ebenfalls um Klimaneutralität. Dies solle z. B. beim 
Lkw dadurch erreicht werden, dass auf die Brennstoffzelle und auf reFuels gesetzt 
werde. Der Straßenverkehr spiele auch weiterhin eine große Rolle. Denn nicht 
alle Güter ließen sich auf der Schiene transportieren. Aber wenn es gelänge, 25 % 
des Transports auf die Schiene zu bekommen, wäre dies ein riesiger Fortschritt.

Beim Straßenverkehr gehe es darum, die Bundesmittel voll in Anspruch zu neh-
men. Um die dafür zur Verfügung stehenden 619 Millionen € umsetzen zu kön-
nen, seien im Landeshaushalt für die Planung und Bauüberwachung ausreichende 
Mittel erforderlich. Diese stünden im Kapitel 1304 – Straßenverkehr – zur Ver-
fügung.

Die Kosten für die Unterhaltung und Instandsetzung der Landesstraßen würden 
den Stadt- und Landkreisen pauschal erstattet. Für die Förderung der kommuna-
len Straßeninfrastruktur würden den Kommunen Zuwendungen für Investitionen 
nach dem LGVFG in Höhe von 128 Millionen € gewährt.

Im Kapitel 1306 – Nachhaltige Mobilität – seien rund 85 Millionen € veran-
schlagt. Dabei gehe es z. B. um Maßnahmen, die von Luftreinhaltung über Ver-
kehrssicherheit, Lärmschutz, Infrastrukturförderung, den Markthochlauf der Elek-
tromobilität, Ladeinfrastruktur bis hin zu behördlichem Mobilitätsmanagement 
reichten.

In Kapitel 1307 – Mobilitätszentrale, vernetzte und digitale Mobilität – fänden 
sich auch Ansätze für den Luftverkehr, Projekte der Digitalisierung, für die Ver-
kehrszentrale und neue Mobilität BW sowie für Wasserstraßen, inklusive Infra-
strukturförderung.
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Auch beim Einzelplan des Verkehrsministeriums gehe es um viel Geld, aber ge-
nauso um große Anforderungen. In diesem Bereich werde es in den kommenden 
Jahren darum gehen, erhebliche Mehrbedarfe zu bedienen. Der Ausbau des Schie-
nengüterverkehrs, des Schienenpersonenverkehrs, der Elektrifizierung seien die 
Voraussetzungen, um das 49-€-Ticket auf eine stabile Grundlage stellen zu kön-
nen. Wegen des zunehmenden Radverkehrs müsse auch das Radwegenetz an den 
Landesstraßen ausgebaut werden. Weiter würden ausreichende Planungskapazi-
täten für die Verkehrswege benötigt. Im Verkehrshaushalt werde in den nächsten 
Jahren ein enormer Investitionsbedarf sichtbar, der in den kommenden Haushalts-
plänen entsprechend abzubilden sei.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden bei 
jedem Aufruf von Kapiteln, Anträgen und weiteren Beratungsge-
genständen nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der Viel-
zahl der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. Soweit 
also nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache vermerkt 
sind, ist der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die Be-
schlussfassung eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/3503, so-
weit diese den Einzelplan 13 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 1301

Ministerium

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 13/1, 13/2 und 13/23 mit zur Beratung 
auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD greift die Ausführungen des Bericht-
erstatters in den Punkten auf, in denen dieser auf die wichtige Rolle des Ver-
kehrs im Blick auf Klimaneutralität, auf CO2-Reduzierung hingewiesen habe. Der 
Haushaltsentwurf des Verkehrsministeriums sei hier doch eher enttäuschend. Er 
verspüre dort wenig von dem „Jetzt für morgen“, wie es im Koalitionsvertrag an-
gedacht worden sei. Der Haushalt bleibe im Jetzt verhaftet. Zu den Themen Mo-
bilitätswende, Verdopplung der Fahrgastzahlen, Mobilitätsgarantie werde relativ 
wenig Geld zur Verfügung gestellt. Auch fehle es an notwendigen Investitionen 
in die Zukunft.

Zwei Änderungsanträge der SPD-Fraktion zielten auf die notwendige Antriebs-
wende durch Förderung der E-Busse an private und an öffentliche Unternehmen 
mit jeweils zweimal 5 Millionen € für die Jahre 2023 und 2024.

Das Jugendticket greife aus Sicht der SPD-Fraktion zu kurz. Es brauche ein So-
zialticket, weil auch Senioren und Menschen mit geringem Einkommen auf eine 
Alternative zum Auto angewiesen seien. Dafür sollten in Kapitel 1303 Titel 633 74 
– Zuweisungen an Gemeinden, Gemeindeverbände und Landkreise – für die Jahre 
2023 und 2024 jeweils 50 Millionen € mehr zur Verfügung gestellt werden sowie 
als Beitrag des Landes zur Umsetzung der Mobilitätsgarantie noch einmal jeweils 
100 Millionen € mehr.

Der ÖPNV müsse attraktiver werden, damit die Mobilitätswende gelinge, damit 
mehr Menschen auf öffentliche Verkehrsmittel umstiegen. Seine Fraktion hoffe 
dabei auf die nächsten Haushalte, weil dieser Doppelhaushalt dies leider nicht 
hergebe.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD erklärt, eine klimaneutrale Energienut-
zung gebe es nicht. Dies widerspreche der Thermodynamik. Die Naturgesetze 
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würden nun einmal per Abstimmung nicht geändert. Energienutzung werde das 
Klima immer in hohem Umfang durch Abwärme beeinflussen.

Änderungsantrag 13/1 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 13/2 (insgesamt) mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 13/23 (insgesamt) mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1301 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1302

Allgemeine Bewilligungen

Änderungsantrag 13/24 einstimmig zugestimmt.

Kapitel 1302 mit der beschlossenen Änderung mehrheitlich geneh-
migt.

Kapitel 1303

Öffentlicher Verkehr

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 13/3, 13/4, 13/13 bis 13/18 sowie 
13/25 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU bemerkt zum Änderungsantrag 13/13 der 
SPD-Fraktion und zum Änderungsantrag 13/18 der FDP/DVP-Fraktion, er frage 
sich, wie SPD und FDP in Berlin koalieren könnten. Während die SPD den dort in 
Rede stehenden Ansatz erhöhen wolle, beantrage die FDP/DVP eine Reduzierung 
der Mittel. Er empfehle den beiden Fraktionen, darüber vielleicht noch einmal ge-
meinsam zu beraten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP fragt die SPD-Fraktion zum Ände-
rungsantrag 13/13 nach der Gegenfinanzierung.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE weist darauf hin, dass das Jugendticket 
am 1. März 2023 starten solle. Er bewerte dies als gutes Zeichen für die Men-
schen.

Sodann spricht er die Änderungsanträge 13/15 und 13/16 der SPD zur Busför-
derung an. Seines Wissens seien die Mittel 2022 gar nicht ausgeschöpft worden. 
Außerdem gebe es noch eine weitere Fördermöglichkeit über das LGVFG. Er bit-
te hierzu noch einmal um eine Stellungnahme des Verkehrsministeriums.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bemerkt, für die SPD als Oppositions-
fraktion sei es diesmal relativ einfach gewesen, was die Frage von Gegenfinan-
zierungen angehe. Denn seit Aufstellung des Haushaltsentwurfs befinde man sich 
in der Grundsatzdebatte darüber, wie viel Risikovorsorge getroffen und wie viel 
jetzt umgesetzt werden müsse. Dabei seien die Deckungsmittel vom Finanzminis-
ter selbst genannt worden, nämlich mindestens 2,8 Milliarden €. Darüber hinaus 
könne er auf Mehreinnahmen verweisen, die z. B. inflationsbedingt seien, sowie 
auch noch auf Ausgabereste. Insofern bestehe hier eine breite Palette an Gegenfi-
nanzierungsmöglichkeiten, die die Basis dafür böten, dass sich seine Fraktion hier 
auf der völlig korrekten Seite befinde.

Im Übrigen funktioniere das Regieren in der „Ampel“ in Berlin so, wie dies auch 
bei der Koalition in Stuttgart der Fall sei, wenn man es einmal mit unterschied-
lichen Positionen zu tun habe.
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Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU hält fest, die Steuermehrein-
nahmen seien leider schon wieder für Entlastungspakete ausgegeben. Hinzu kom-
me, dass man der Meinung sein könne, es bestünden keine Risiken, sodass das 
Geld jetzt ausgegeben werden könne. Wenn aber die Energiepreise stiegen, wenn 
vermutlich für Universitäten, Krankenhäuser mehr gezahlt werden müsse, wenn 
wahrscheinlich auch im öffentlichen Nahverkehr einiges teurer werde, weil sich 
der Strom deutlich verteuere, sollte man seines Erachtens damit doch eher vor-
sichtig sein. Natürlich könnten auch Ausgabereste aufgelöst werden, doch müsse 
den Kommunen dann auch gesagt werden, das Land streiche die Förderung beim 
Breitbandausbau, weil die Mittel jetzt anders verteilt werden sollten. So zu tun, 
als bunkere das Land Geld, rücke es nur nicht heraus, sei der Situation absolut 
nicht angemessen.

Passend dazu sei der Änderungsantrag 13/14 der SPD zur Gäubahn, mit dem Er-
höhungen des Ansatzes in den Jahren 2023 und 2024 um jeweils 10 Millionen 
€ beantragt würden. Der Ausbau von Fernstrecken sei Bundessache. Wenn der 
Bund dann nicht genügend Geld gebe, müsse man sich als Teil der Bundesre-
gierung vielleicht erst einmal beim Bund dafür einsetzen, dass er dieser Aufgabe 
nachkomme, bevor geäußert werde, dann solle das Land dies eben auch noch be-
zahlen.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD weist darauf hin, das Land habe 
immer wieder dann, wenn es um die Vorfinanzierung bestimmter Projekte gegan-
gen sei, Geld in die Hand genommen, um damit die Maßnahmen zu beschleuni-
gen. Dies sei auch Ziel des Änderungsantrags 13/14 seiner Fraktion, wenn es um 
die Gäubahn oder um die Bodenseegürtelbahn gehe.

Der Minister für Verkehr unterstreicht, aus Sicht einer Oppositionsfraktion sei 
immer genügend Geld vorhanden. Wenn die betreffende Fraktion jedoch die Re-
gierung trage, sei das Geld knapp.

Das Jugendticket sei mit dem Haushalt 2022 beschlossen worden. Er sei schon 
überrascht, dass sich die FDP/DVP-Fraktion dagegen ausspreche, nachdem sich 
der Bundesverkehrsminister massiv für das 49-€-Ticket eingesetzt habe. Das Ju-
gendticket habe auch einen klaren sozialen Effekt, denn gerade Familien, die Kin-
der in der Ausbildung hätten, würden davon sehr profitieren.

Die Busförderung sei ebenfalls im Rahmen des Haushalts 2022 noch einmal auf 
25 Millionen € erhöht worden, weil die Busunternehmen darauf hingewiesen hät-
ten, dass sie mehr Fördermittel benötigten. Jetzt habe aber festgestellt werden 
müssen, dass die Mittel in dieser Höhe nicht gebraucht worden seien, sondern  
15 Millionen €. Diese Summe sei nun in den Haushalt eingestellt worden. Sollte 
es jedoch zu einem Mehrbedarf kommen, seien dafür Deckungsmöglichkeiten 
geschaffen worden. Es bestünden noch Restmittel, und es sei auch noch eine För-
derung aus dem LGVFG möglich.

Weil der Bund ein besseres Förderprogramm habe, hätten viele Unternehmen auf 
die Bundesförderung zugegriffen. Darüber hinaus hätten im Moment gerade klei-
ne und mittlere Unternehmen Schwierigkeiten, größere Investitionen zu tätigen.

Zu den beantragten 10 Millionen € für die Gäubahn sowohl für das Jahr 2023 als 
auch für das Jahr 2024 verweise er noch einmal darauf, dass der Bundesverkehrs-
wegeplan eindeutig Aufgabe des Bundes sei. Das Land habe immer nur eingegrif-
fen, wenn Dinge nicht gelaufen seien oder z. B. beim Lärmschutz bei der Rhein-
talbahn. Im Übrigen seien die Umplanungen des Bundes noch nicht konkret, und 
in Sachen Gäubahn sei der Bund noch nicht einmal auf das Land zugekommen.

Der Minister für Finanzen trägt vor, die Steuermehreinnahmen seien komplett an 
die Bürgerinnen und Bürger mit dem Entlastungspaket III zurückgegeben worden. 
Jetzt habe der Bundesfinanzminister mit dem Argument, dass sich die Inflation 
noch einmal beschleunigt habe, nachgelegt, indem es Anpassungen beim Grund-
freibetrag und beim Kinderfreibetrag gegeben habe. Dies belaste den Landeshaus-
halt von Baden-Württemberg jedes Jahr strukturell zusätzlich mit einer halben 
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Milliarde Euro. Dies könne mit den Steuermehreinnahmen nicht abgedeckt wer-
den. Dies wiederum bedeute, die Steuermehreinnahmen würden nicht nur an die 
Bürgerinnen und Bürger zurückgegeben, sondern zusätzlich würden aus anderen 
Mitteln des Landeshaushalts Entlastungsmaßnahmen finanziert. Deswegen stün-
den da keine Gelder zur Verfügung.

Die genannten 2,8 Milliarden € könne er nicht nachvollziehen. Es gebe im Jahr 
2022  1,8 Milliarden € Steuermehreinnahmen. Wie er auch im Plenum des Land-
tags geäußert habe, gingen diese in den Jahresüberschuss 2022 – dies sehe die 
Haushaltsordnung so vor – und würden auch gebraucht. Ein Blick in die mittel-
fristige Finanzplanung zeige, dass das Defizit auch mit dem Haushaltsentwurf 
2023/2024 größer und nicht kleiner werde. Dies müsse auch gegenfinanziert sein.

Auch ihn besorge, dass das Land so hohe Ausgabereste vor sich herschiebe. Aber 
diese Mittel seien nun einmal zum großen Teil gebunden. Wer seriöse Vorschläge 
machen wolle, müsse auch sagen, ob zur Gegenfinanzierung z. B. beim Hoch-
schulfinanzierungsvertrag, bei kommunalen Mitteln oder bei anderem gestrichen 
werden solle.

Unterschiedliche politische Bewertungen könne es aber sicherlich bei der Fra-
ge geben, wie viel Vorsorge geschaffen werden solle. Der Haushaltsentwurf 
2023/2024 umfasse ein Volumen von 120 Milliarden €. Dies sei kein Sparhaus-
halt, sondern der größte Haushalt in der Geschichte des Landes Baden-Württem-
berg. Die Rücklage sei im Regierungsentwurf mit gut 1 Milliarde € gefüllt. Im 
Rahmen der Schuldenbremse sei jetzt noch einmal das Maximum an Krediter-
mächtigungen ausgeschöpft worden. Dies sei sicherlich eher zu knapp als zu viel 
angesichts eines Haushalts, der über zwei Jahre laufe, die von vielen Unsicherhei-
ten und Risiken geprägt sein würden, und bei dem man heute nicht wisse, was in 
einem Monat, geschweige denn in einem oder in zwei Jahren sein werde.

Der zuerst genannte Abgeordnete der Fraktion der SPD repliziert, bei den Sum-
men, die in der Auseinandersetzung immer im Raum stünden, stelle sich die Fra-
ge, was dabei alles mit eingerechnet werde. Unstrittig sei, dass im Haushaltsplan 
ein Risikopuffer eingebaut worden sei. Dann gebe es eine Rücklage für Haus-
haltsrisiken und auch noch mehrere Millionen Euro für politischen Handlungs-
spielraum. Wenn Anträge von den Regierungsfraktionen kämen, werde die Finan-
zierung zwar als schwierig, aber doch als möglich dargestellt, während Anträge 
von der Opposition grundsätzlich nicht finanzierbar seien. Die Frage, die dann im 
Raum stehe, hänge damit zusammen, was es an Rücklagen gebe, was nicht ge-
bundene Ausgabereste seien. Deshalb habe er heute auch bewusst noch nicht über 
Kreditermächtigungen gesprochen. Auch diese Debatte könne ja geführt werden.

Der Finanzminister höre auch keine Kritik dazu, dass er sich erneut mit einer 
Kreditermächtigung auf den Weg gemacht habe. Dies halte die SPD für absolut 
richtig, weil genau diese Kreditermächtigungen ein Stück weit auch ein Risiko-
puffer für das sein könnten, was in den nächsten Jahren auf das Land zukomme.

Diese Debatte führe seine Fraktion ganz bewusst zu den Einzelplänen und dann 
auch noch einmal im Plenum. Dabei habe die SPD schon den Anspruch, dem 
Finanzminister aufzuzeigen, dass hier nach ihrer Meinung Mittel vorhanden seien 
und das Verhältnis zwischen Risikoabwägung und dem, was jetzt in die Hand ge-
nommen werden müsse, um die akute Krise zu bekämpfen, nicht stimme. Sicher-
lich würden auch nicht alle Anträge, die jetzt zu den Einzelplänen gestellt worden 
seien, ins Plenum getragen. Auch dort werde aufgezeigt, wo die SPD weitere 
Schwerpunkte setzen wolle, um den Regierungsfraktionen vielleicht noch dabei 
zu helfen, ein eigenes Entlastungspaket für Baden-Württemberg auf den Weg zu 
bringen. Dies fehle nämlich.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion GRÜNE widerspricht der Aussage, dass 
es kein Entlastungspaket gebe. In der Plenardebatte sei angekündigt worden, dass 
es ein Entlastungspaket geben werde, und es sei auch öffentlich bekannt, dass 
schon ganz konkret darüber verhandelt werde, wie es aussehen solle.
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Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP hält es für wichtig, Gegenfinanzie-
rungen im Einzelplan selbst zu machen, wenn man in der Opposition sei. Deshalb 
verfahre seine Fraktion auch entsprechend.

Die Änderungsanträge 13/3, 13/13, 13/18 und 13/4 werden jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 13/25 mehrheitlich zugestimmt.

Der Ausschuss lehnt die Änderungsanträge 13/14, 13/15, 13/16 
und 13/17 jeweils mehrheitlich ab.

Kapitel 1303 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1304

Straßenverkehr

Die Änderungsanträge 13/5 (insgesamt), 13/6, 13/7, 13/19 und 
13/8 werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 13/26 einstimmig zugestimmt.

Der Vorsitzende hält fest, dass sich durch die Annahme des Antrags 13/26 eine 
Abstimmung über den Änderungsantrag 13/20 erübrige.

Änderungsantrag 13/21 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 13/27 mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1304 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1306

Nachhaltige Mobilität

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 13/9 bis 13/12 sowie 13/28 bis 13/30 
mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU weist zum Änderungsantrag 13/28 der 
Regierungsfraktionen darauf hin, dass enorme Anstrengungen unternommen wür-
den, um die Klimasituation des Landes zu verbessern. Dabei gehe es um eine Ver-
dopplung – nach dem Sektorziel-Gutachten des Umweltministeriums – bis Ver-
dreifachung des ÖPNV. Es gehe aber auch darum, dass der existierende Verkehr 
klimaneutral werde. Dies werde nur über synthetische Kraftstoffe funktionieren. 
Je schneller dort ein Hochlauf gelinge, desto weniger CO2 werde in den nächsten 
Jahren ausgestoßen. Ziel sei ja, dass möglichst wenig CO2 in der Atmosphäre sei.

Dabei gehe es auch darum, die Technologie dort zu nutzen, wo viel Energie und 
teilweise ein Vielfaches der hiesigen Energie aus Erneuerbaren zur Verfügung 
stehe – dies vor allem rund um die Uhr –, und genügend Abnehmer für die syn-
thetischen Kraftstoffe zu haben. Wenn eine solche Elektrolyseanlage nämlich die 
überwiegende Zeit des Jahres stillstehe, halte sie nicht länger, sondern gehe rela-
tiv schnell kaputt.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD möchte zu Titel 671 80 – Erstattungen an 
die Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg mbH – wissen, ob die Steige-
rung der Mittelanätze auf neue Aufgaben für die Nahverkehrsgesellschaft zurück-
zuführen sei.
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Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD zeigt sich entsetzt, dass das Land in eine 
neue Energiewirtschaft hineinwolle, ohne die geringsten Kenntnisse zu haben. 
Selbstverständlich sei es nicht gut, wenn eine teure Elektrolyseanlage nicht arbei-
te. Aus beruflicher Erfahrung wisse er, dass der Verschleiß hauptsächlich im Be-
trieb durch die Hitze und das Aufoxidieren der Beschichtungen entstehe. Im Üb-
rigen sehe er an Aussagen wie jener, dass eine Anlage länger halte, wenn sie nicht 
betrieben werde, die Qualität, die Abstimmungen zugrunde liege.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP erklärt, seine Fraktion habe in ih-
rem Entschließungsantrag 13/22 darauf hingewiesen, dass es dann, wenn es bei 
den reFuels einen Hochlauf geben solle, wichtig sei, z. B. auch die Dienstfahrzeu-
ge des Landes mit synthetischen Kraftstoffen zu betanken.

Der Abgeordnete der Fraktion der CDU verdeutlicht zu seiner Aussage zu den 
Elektrolyseanlagen, dass er darüber mit Professoren des KIT gesprochen habe. Ih-
nen vertraue er wegen ihrer Ausbildung mehr und auch deshalb, weil sie weniger 
ideologiebehaftet seien.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU unterstreicht, alle Experten sei-
en sich darin einig, dass das Klimaziel 2030 des Pariser Klimaabkommens nicht 
ohne reFuels erreicht werden könne. Wenn sich die FDP/DVP in diesem Bereich 
mit engagieren wolle, begrüße seine Fraktion dies sehr. Aber dann bitte er auch 
darum, dass sie sich bei der Bundesregierung dafür einsetze, dass von dort gesetz-
te Hürden beseitigt würden. Nach wie vor sei nämlich in Deutschland der Einsatz 
der reFuels nur für Kommunalfahrzeuge erlaubt. Aber vielleicht könne das Land 
hier auch noch mit einer Bundesratsinitiative tätig werden.

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD stellt klar, die AfD sei auch für den Ein-
satz synthetischer Kraftstoffe, für Forschung und Weiterentwicklung auf diesem 
Feld sowie für die Zulassung von reFuels. Mit seiner vorangegangenen Bemer-
kung habe er nur deutlich machen wollen, dass zu Sachverhalten korrekte Aus-
sagen gemacht werden müssten.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP schließt sich der Auffassung an, dass 
im Bereich der reFuels auch weiter Druck auf den Bund ausgeübt werden müsse. 
Seine Fraktion mache dies intern, und die Landesregierung von Baden-Württem-
berg könne dies über ihre Verbindungen zum Bundesumweltministerium leisten.

Darüber hinaus bittet er, einmal zu überlegen, wie sich z. B. durch ein inter-
ministerielles Konzept erreichen lasse, dass mehr Dienstfahrzeuge mit synthe-
tischen Kraftstoffen betankt würden. Klar sei, dass über 2030 hinaus Autos mit 
Verbrennermotoren auf den Straßen fahren würden.

Der Minister für Verkehr zeigt sich erfreut, dass von allen Fraktionen Zustim-
mung zur Wichtigkeit des Einsatzes von reFuels komme. Das Verkehrsministe-
rium habe mit wissenschaftlicher Unterstützung eine Roadmap entwickelt, arbei-
te hier eng mit der Wirtschaft zusammen und werde auch alles tun, damit die  
reFuels in Karlsruhe erzeugt würden. Dazu gehöre auch, in Baden-Württemberg 
die technischen Kompetenzen zum Aufbau von Raffinerien zu haben. Denn welt-
weit werde in diesem Bereich sehr viel investiert werden. Aber reFuels seien nicht 
die Alternative zur Elektromobilität, sondern zusätzlich zur Elektromobilität wür-
den auch die reFuels gebraucht, genauso wie Brennstoff- und Wasserstoffzellen.

Im Moment sei die Entwicklung aber noch nicht so weit, dass große Fahrzeug-
flotten beliefert werden könnten. Erste Anlagen, die in größerem Umfang syn-
thetische Kraftstoffe herstellen könnten, befänden sich gerade im Aufbau. Diese 
müssten dann auch nach Deutschland gebracht werden.

Prinzipiell bestehe auch die Option, dass Dienstfahrzeuge mit solchen Kraftstof-
fen führen. Dafür wäre dann allerdings nicht das Verkehrsministerium zuständig, 
sondern das Finanzministerium. Jedes Ministerium „bewirtschafte“ seine eigenen 
Fahrzeuge. Die Fahrzeuge des Verkehrsministeriums führen elektrisch. Denn für 
Pkw sei nach wie vor die ökologisch beste Lösung, batterieelektrisch zu fahren.
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Zu den Verfahren zur Herstellung von synthetischen Kraftstoffen verweist er so-
dann auf das Fischer-Tropsch-Verfahren. Aus diesem Verfahren kämen höchstens 
zur Hälfte Kerosin und dann noch Benzin und Diesel heraus, was dann irgendwie 
verwertet werden müsse.

Zu den gestiegenen Erstattungen an die Nahverkehrsgesellschaft weist er dar-
auf hin, dass diese Gesellschaft ein wichtiger Dienstleister für das Land sei. Aus 
dieser Ansatzerhöhung sollten eine Reihe von Modellprojekten, Konzepten und 
Steuerungsaufgaben finanziert werden.

Für die reFuels müsse es in einem großen Umfang eine garantierte Nachfrage 
über einen längeren Zeitraum geben. Für das Elektrolyseverfahren werde Kohlen-
stoff benötigt, aber die EU lasse bis 2035 nur sogenannte Punktquellen als Koh-
lenstoffquelle zu. Wenn man jedoch keine Kohlenstoffquelle habe, rechneten sich 
hier die Investitionen in Höhe von Milliarden Euro nicht, es sei denn, man schaffe 
es, den Kohlenstoff direkt aus CO2 in der Luft mit Direct Air Capture zu filtern. 
Dies sei prinzipiell technisch möglich, aber ebenfalls ausgesprochen teuer und 
funktioniere noch nicht im großen Maßstab. 

Deshalb würden auf absehbare Zeit andere Quellen gebraucht wie z. B. die Ze-
mentproduktion. Bei der Zementproduktion entstehe sehr viel CO2, aus dem wie-
derum der Kohlenstoff entnommen werden könne. Die EU habe aber hier noch 
keine Quoten für Kerosin und für synthetische Kraftstoffe festgelegt, sondern set-
ze noch viel zu sehr auf biogene Kraftstoffe, die es auch nur begrenzt gebe. Die 
großen Mengen müssten synthetisch hergestellt werden, und wenn sich diesbe-
züglich bei der EU etwas bewege, könne hier im nächsten Jahrzehnt wirklich ein 
großer Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden. In diesem Jahrzehnt gehe es 
darum, Kapazitäten für eine Massenproduktion aufzubauen.

Änderungsantrag 13/9 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 13/28 einstimmig zugestimmt.

Änderungsantrag 13/10 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 13/29 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsantrag 13/11 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 13/30 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsantrag 13/12 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1306 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.
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Kapitel 1307

Mobilitätszentrale, vernetzte und digitale Mobilität

Den Änderungsanträgen 13/31, 13/32 und 13/33 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1307 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Entschließungsantrag 13/22 mehrheitlich abgelehnt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass für den Bereich des Einzelplans 13 keine Wort-
meldungen zu Projekten vorlägen, die im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzver-
waltung – veranschlagt seien.

6.12.2022

Winfried Mack



17

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



18

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



19

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



20

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



21

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



22

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



23

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



24

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



25

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



26

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



27

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



28

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



29

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



30

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



31

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



32

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



33

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



34

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



35

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



36

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



37

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



38

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



39

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



40

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



41

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



42

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



43

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



44

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



45

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



46

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



47

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



48

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



49

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



50

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



51

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



52

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



53

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



54

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



55

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



56

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



57

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



58

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713



59

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3713


	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 /
	Beschlussempfehlung und Bericht
	des Ausschusses für Finanzen
	Staatshaushaltsplan 2023/2024
	Einzelplan 13:  Ministerium für Verkehr

